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ZEHN FRAGEN AN ...

Helmut Kaltenhauser,
FDP-Abgeordneter im Bayerischen Landtag

1 Welche kleinen Dinge des Alltags können Sie glücklich
machen?
Wenn ein Team offen und vertrauensvoll funktioniert. Kleine
Aufmerksamkeiten für andere Menschen. Gesten der Wert-
schätzung.

2 Wie motivieren Sie sich, wenn mal alles schiefläuft?
Je nach Situation mit den Gedanken: Ich muss niemandem
mehr etwas beweisen. Nur wer nichts macht, macht auch kei-
ne Fehler. Ich will, dass die Welt – insbesondere auch für meine
Kinder und Enkel – durch mich ein kleines Stück besser wird.

3 Welche menschliche Eigenschaft fordert Ihnen am meisten
Respekt ab?
Geduld und Ruhe, selbst im größten Stress. Den Blick für das
Wesentliche nicht verlieren, auch in der Hektik des Alltags.

4 Gibt es für Sie noch einen großen unerfüllten Lebenswunsch?
Es gibt noch so viel, was ich gerne machen würde, zum Beispiel
Musikinstrument(e) lernen oder wissenschaftlich arbeiten
(Sprachen/Dialekte oder biologische Anthropologie).

5 Wie entspannen Sie sich nach einem langen Arbeitstag?
Fernsehen (vorrangig Dokumentarfilme), Spazierengehen
oder Musik (vor allem im Chor).

6 Ihre Lieblingslektüre?
Narziß und Goldmund von Hermann Hesse.

7 Welchen Luxus gönnen Sie sich hin und wieder?
Leider zu oft: Schokolade und gutes Essen.

8 Wie stellen Sie sich einen perfekten Urlaub vor?
Perfektes, aber unaufdringliches Hotel, in dem ich mich um
nichts kümmern muss. Interessante, anregende Aktivitäten,
aber mit der Möglichkeit, jederzeit eine Pause einlegen zu kön-
nen.

9 Was würden Sie einem jungen Menschen gern mit auf den
Weg geben?
Über den Tellerrand schauen. Netzwerken und auf Menschen
zugehen. Freiheit nutzen, aber verantwortlich handeln.

10 Welche Persönlichkeit aus Ihrem Umfeld hat Sie am meisten
beeindruckt?
Max Stadler, ein FDP-Politiker aus Passau, der leider viel zu
früh gestorben ist.

Der 60-jährige Mathematiker aus dem Stimmkreis
Aschaffenburg-Ost sitzt seit 2018 für die Liberalen
im Landtag und ist in der FDP-Fraktion für die Fi-
nanz- und Haushaltspolitik zuständig. Der Vater
zweier Töchter ist seit Januar auch kommissarischer
Präsident des Bayerischen Musikrats.
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Von
Marion Jungbluth,
Teamleiterin Mobili-
tät und Reisen des
Verbraucherzentrale
Bundesverbands
(vzbv)

NEIN

Der Vorschlag, wegen hoher Sprit-
kosten die Pendlerpauschale anzu-
passen, geht in die falsche Richtung.
Von der Pendlerpauschale profitie-
ren vor allem Haushalte mit hohem
Einkommen überproportional. Das
heißt: Menschen mit weniger im
Portemonnaie bekommen weniger
erstattet. Dabei trifft sie der Preis-
schock an der Zapfsäule härter als
Reiche oder Menschen mit Dienst-
wagen inklusive Tankkarte. Diese
soziale Ungerechtigkeit wird mit je-
dem Cent mehr Pendlerpauschale
verschärft.

Sozial gerechter wäre statt-
dessen ein einkommens-

unabhängiges Mobili-
tätsgeld. Anders als bei
der Pendlerpauschale
würde so bei allen
Pendelnden die glei-
che Summe je Entfer-
nungskilometer von
der Steuerschuld ab-
gezogen. Die Entlas-

tung wäre unabhängig vom indivi-
duellen Steuersatz. So könnten auch
Menschen einen Zuschuss erhalten,
die wenig oder gar keine Einkom-
mensteuer zahlen und wirklich Un-
terstützung für die Transformation
in eine klimaneutrale Mobilität brau-
chen.
Mobilität muss bezahlbar bleiben.
Nur wer mobil ist, kann am wirt-
schaftlichen und sozialen Leben teil-
haben. Pendeln ist kein Luxuspro-
blem. Nicht nur zu hohe Mieten ma-
chen es vielen unmöglich, näher an
die Arbeitsstelle zu ziehen. Arbeits-
suchenden wird beispielsweise ein
Arbeitsweg von 2,5 Stunden für
Hin- und Rückfahrt als zumutbar ab-
verlangt.
Die Bundesregierung muss dem
Preisschock mit zielgenauen Kon-
zepten statt schlichten Schnellschüs-
sen begegnen. Eine sozial gerechte
Reform der Pendlerpauschale kann
auch die Akzeptanz von Klima-
schutzmaßnahmen erhöhen.
Schließlich soll die erhöhte Pendler-
pauschale die Mehrkosten durch die
CO2-Bepreisung bei Kraftstoffen ab-
mildern. Darüber hinaus sollten gut
erreichbare, verlässliche und attrak-
tive Alternativen zum Pendeln mit
dem Auto geschaffen werden.
Damit Klima- und Verkehrswende
gelingen, müssen alle Menschen
mitgenommen werden.

DIE FRAGE DER WOCHE Soll die Pendlerpauschale erhöht werden?

Von
Hubert Aiwanger,
Chef der Freien Wäh-
ler und bayerischer
Wirtschaftsminister

In Bayern pendeln täglich Millionen
von Menschen. Sie alle werden im-
mer mehr von der Energiepreisstei-
gerung belastet. Ich fordere eine Er-
höhung der Pendlerpauschale.
Wo 2016 der durchschnittliche Preis
für Superbenzin bei 1,296 Euro lag,
schwankte der Liter in den folgen-
den Jahren zwischen 1,366 Euro
(2017), 1,456 Euro (2018), 1,432
Euro (2019) und1,579 Euro (2020).
Aktuell liegt der Preis für einen Liter
Superbenzin bei einem Durchschnitt
von 1,769 Euro in Deutschland, eine
Steigerung um 24,07 Prozent zum
Durchschnittspreis der letzten fünf
Jahre. Dies belastet die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer vor al-
lem im ländlichen Raum in zu star-
kem Maß.
Die Pendlerinnen und Pendler in
Bayern haben überdurchschnittlich
weite Strecken zurückzulegen, zum
Teil sogar über eine Stunde oder
mehr. Es gibt Pendlerinnen und
Pendler, die sogar weit aus dem

IJA

Bayerischen Wald nach München
zur Arbeit reisen müssen.
Dadurch sind gerade sie noch höher
belastet. Manche werden bei genau-
er Überlegung vielleicht zu dem
Schluss kommen, dass es sich auf-
grund der hohen Kosten nicht mehr
lohnt, täglich in die Arbeit zu fahren.
Dieser Entwicklung muss schnellst-
möglich durch eine Erhöhung der
Pendlerpauschale auf 38 Cent ab
dem ersten Kilometer entgegnet
werden. Es kann nicht sein, dass Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer
einen großen Teil ihres hart verdien-
ten Einkommens zur Deckung der
Fahrtkosten aufwenden müssen.
Wie die derzeit extrem hohen Ener-
giepreise zeigen, darf die Bezahlbar-
keit von Energie nicht aus den Augen
verloren werden. Nicht nur die Pri-
vatverbraucher, sondern insbeson-
dere auch die im internationalen
Wettbewerb stehende Wirtschaft be-
nötigt bezahlbare Energiepreise. Ich
freue mich, dass die Bundes-
regierung die von Bayern
geforderte Absenkung
der EEG-Umlage auf
null für das Jahr 2023
beschlossen hat. Es be-
darf allerdings deutlich
weitergehender und
sofort wirksamer Ent-
lastungen für die
Stromverbraucher.

beitgebern entwickeln.“ Klar sei
auch: Die finanzielle Belastung
für Pflegebedürftige und Versi-
cherungen steigt. Die Barmer
sieht hier die Länder in der Ver-
antwortung.

Auch Andreas Krahl, pflegepoli-
tischer Sprecher der Landtags-
Grünen, sagt: „Mir fehlt die Fanta-
sie zu glauben, dass es bei einer
Beitragsstabilität bleibt.“ Für ihn
verdeutlicht der Pflegereport ein-
mal mehr, „dass wir uns auf dem
Weg in eine humanitäre Katastro-
phe befinden“.

Die Katastrophe, die sich in dem
Heim in Augsburg abzeichnet, ver-
anlasst Krahl, Ruth Waldmann
(SPD) und Dominik Spitzer
(FDP), sich zu einer Art Miniam-
pel zusammenschließen, um gegen
die „organisierte Verantwortungs-
losigkeit“ (Waldmann) vorzuge-
hen. Spitzer bringt vorschlagswei-
se gleich noch eine Ampel ins
Spiel, die bei Kontrollen in Pflege-
heimen zum Einsatz kommen
könnte. Rot stünde dann für Män-
gel, die sofort beseitigt werden
müssen. Gelb für solche, für deren
Beseitigung eine Frist eingeräumt
wird. Bei Grün ist alles okay.

Das bayerische Gesundheitsmi-
nisterium dagegen, das sich als
oberste Fachaufsichtsbehörde an
den Prüfungen der Heimaufsicht
beteiligt hat, hält sich noch be-
deckt. Man werde dem Gesund-
heitsausschuss aber, wie eine Spre-
cherin erklärt, kommende Woche
einen Bericht zu den Vorgängen
liefern. > MONIKA GOETSCH

mehr einen kritischen Blick in
den Pflegealltag werfen können.
Die Heime: Sie wurden zur Black-
Box. Zeitweise waren nicht ein-
mal Kontrollen durch den MD
möglich.

Dass die Heime Besucher*in-
nen längst wieder offen stehen, ist
kein Grund zur Entwarnung. Die
Lage ist mies. Und die Zukunft
sieht noch düsterer aus. Die stei-
gende Lebenserwartung, längere
Phasen der Pflegebedürftigkeit,
das Altern der Babyboomer, ver-
änderte Lebensformen, die es den
Jüngeren nicht erlauben, die Älte-
ren aufopferungsvoll zu Hause zu
versorgen: All das erschwert die
Situation für Pflegebedürftige
auch künftig nachhaltig.

Dem aktuellen Pflegereport der
Barmer zufolge wird der Pflege-
notstand noch brisanter ausfallen
als angenommen. Der Grund: Bis-
herige Berechnungen stützten
sich ausschließlich auf demografi-
sche Effekte. Diesmal wurden die
Auswirkungen der Pflegereformen
in die Statistik eingearbeitet.

Demnach ist im Jahr 2030 mit
rund 751 000 Pflegebedürftigen
zu rechnen, das sind 135 000 Be-
troffene mehr als erwartet. Benö-
tigt würden insgesamt etwa 146
000 Pflegekräfte. Claudia Wöhler,
Landesgeschäftsführerin der Bar-
mer in Bayern, fordert darum, die
Pflege qualitativ und digital wei-
terzuentwickeln und den Fach-
kräftemangel entschlossen zu be-
kämpfen. „Pflegeeinrichtungen
müssen sich zu attraktiven Ar-

selbst dort, wo man besonderen
Anlass hatte, genauer hinzusehen,
nicht vor Vernachlässigung und
Aggression geschützt gewesen
sein sollen, wo dann?

Deutliche Worte findet die
VDK-Präsidentin und stellvertre-
tende bayerische Landesvorsit-
zende Verena Bentele: „Pflege-
heimskandale wie jene in Schlier-
see oder jetzt in Augsburg sind
keine Einzelfälle. Die Ursachen
für schlechte Pflege (…) liegen im
System und müssen endlich be-
kämpft werden.“

Die FDP fordert eine
Pflege-Ampel für die
Kontrolle von Heimen

Es ist bekanntlich ein System
des Mangels. Wer einen geliebten
Angehörigen in einem Pflegeheim
unterbringt, kennt die bange Fra-
ge, ob der pflegebedürftige
Mensch dort wirklich in guten
Händen ist. Wird man ihm auf die
Toilette helfen? Oder trägt er
schon in kürzester Zeit ein soge-
nanntes aufsaugendes Hilfsmittel,
weil keiner schnell genug auf sein
Klingeln reagiert? Wohlmeinen-
de, die sich auskennen, raten An-
gehörigen zu täglichen Besuchen.
Nicht nur, um die Pflege zu ent-
lasten. Sondern auch, um eine zu-
sätzliche Kontrolle einzuziehen.
In langen Phasen der Pandemie
hat allerdings kein Angehöriger

Hygienemängel, unversorgte
Wunden, falsche Medika-

mente, zu wenig Essen und Trin-
ken und immer wieder Gewalt ge-
gen Bewohner*innen: Recher-
chen des Bayerischen Rundfunks
und des Senders RTL legen un-
haltbare Zustände in einem Augs-
burger Pflegeheim nahe. Nicht,
dass die erschütternden Details
den Kontrollinstanzen unbekannt
gewesen wären: Der Medizinische
Dienst (MD) soll dem BR zufolge
bereits im vergangenen Oktober
im Zuge einer unangemeldeten
Stichprobe auf Missstände gesto-
ßen sein. Eine Prüfung im Januar
habe weitere Mängel zutage geför-
dert. Die Fachstelle für Pflege-
und Behinderteneinrichtungen –
Qualitätsentwicklung und Auf-
sicht (FQA), angesiedelt bei der
Stadt Augsburg, gibt laut BR an,
das Seniorenheim bereits seit
Frühjahr 2021 zu beraten. Der BR
zitiert außerdem die Arbeitsge-
meinschaft der Pflegekassen
ARGE, die Regierung von Schwa-
ben und das bayerische Gesund-
heitsministerium. Alle waren in
die Kontrolle des Heimes invol-
viert. Offenbar wurden auch Maß-
nahmen angeordnet, um die Män-
gel zu beheben. Allein: Was nüt-
zen Kontrollen und Anordnun-
gen, wenn sich nichts ändert?

Erschwerend kommt hinzu: Trä-
ger des Augsburger Heimes ist
derselbe, in dessen Obhut auch
das Skandalheim Schliersee fällt,
gegen das derzeit ermittelt wird.
Wenn aber die Pflegebedürftigen

Schon wieder erschüttert ein Pflegeskandal den Freistaat – das Unfassbare dabei: Die Missstände waren bekannt

Eine humanitäre Katastrophe

Bundesinnenministerin Nancy
Faeser (SPD) hatte zur Verhinde-
rung extremistischer Gewalttaten
ein schärferes Waffenrecht ins Ge-
spräch gebracht. Herrmann ent-
gegnete: „Zu meinen, man könne
die Welt über das deutsche Waffen-
recht zu einem gewaltfreien Ort
machen, wird nicht funktionie-
ren.“ Es habe viele Taten gegeben,
die mit großen Messern verübt
wurden. „Sollen wir jetzt Küchen-
messer verbieten oder nur noch ge-
gen amtlichen Bezugsschein in
Verkehr bringen?“ Herrmann be-
tonte aber auch, dass das bestehen-
de Waffenrecht konsequent vollzo-
gen werden müsse. > DPA

Eine mögliche Verschärfung des
Waffenrechts sieht der Vorsitzen-
de der Innenministerkonferenz
und bayerische Innenminister Joa-
chim Herrmann skeptisch. „Unser
Waffenrecht gehört zu den
strengsten in Europa und ist mit
der Situation etwa in den USA gar
nicht zu vergleichen“, sagte der
CSU-Politiker der Passauer Neu-
en Presse. „Selbst ein Totalverbot
privaten Waffenbesitzes, von dem
manche träumen, würde nicht ver-
hindern, dass Menschen gewalt-
sam zu Schaden kommen.“ Statt-
dessen sprach sich Herrmann für
die konsequente Anwendung des
bestehenden Rechts aus.

Bayerns Innenminister lehnt schärferes Waffenrecht ab

„Küchenmesser verbieten?“

Die Pflege ist heute schon ein Sys-
tem des Mangels – und die Zahl der
Pflegebedürftigen nimmt stark zu.
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